
Grundsatz, daß Rechte und 
Pflichten eine Einheit bilden, weil 
nur so die Lebensinteressen der 
Werktätigen zu gewährleisten, 
nur so die stetige Steigerung der 
Arbeitsproduktivität und die stän­
dige Verbesserung der Arbeits­
und Lebensbedingungen überein­
stimmend zu sichern sind.
Diese Rechte und Pflichten wer­
den vor allem mit der Plandiskus­
sion, bei der Organisierung und 
Durchführung des sozialistischen 
Wettbewerbs, bei der Vorberei­
tung und Verwirklichung von Füh­
rungskonzeptionen zur Intensivie­

rung, Rationalisierung und ande­
rem sowie bei der Beschlußfas­
sung und Abrechnung des Be­
triebskollektivvertrages wahrge­
nommen. Dieses grundlegende 
betriebliche Dokument ist so­
wohl Ergebnis der Ideen, Hin­
weise und Vorschläge der Werk­
tätigen als auch wichtige Grund­
lage dafür, ihre schöpferischen 
Fähigkeiten zum weiteren Lei­
stungsanstieg und zur Verbesse­
rung der sozialpolitischen Lei­
stungen im Betrieb zu entfalten 
und allseitig ihre Interessen zu 
verwirklichen.

Rechte, von denen andere Arbeiter träumen

Das heißt, nicht über irgendwel­
che neue Formen, sondern über 
die sachbezogene, konsequente 
Durchsetzung der in der Verfas­
sung und im Arbeitsgesetzbuch 
fixierten Rechte und Pflichten 
der gewerkschaftlichen Organi­
sationen und ihrer Leitung nutzen 
und vervollkommnen wir die so­
zialistische Demokratie im Be­
trieb.
Unser Arbeitsrecht ist eine der 
großen Errungenschaften unse­
rer Republik, einer der grundle­
genden Vorzüge unserer soziali­
stischen Gesellschaft gegenüber 
dem Kapitalismus. Es umfaßt das 
Grundrecht auf Arbeit, das Recht 
auf Mitbestimmung, auf Bildung, 
auf Schutz der Gesundheit und 
des Arbeitsvermögens, auf Für­
sorge im Alter, kurz, das Recht 
auf allseitige soziale Sicherheit 
und Gerechtigkeit. Alles Dinge, 
von denen Werktätige in Betrie­
ben kapitalistischer Länder nur 
träumen können. Schrieb doch 
das Blatt der Unternehmer in der 
BRD, „Die Welt", in schroffer Er­
widerung auf gewerkschaftliche 
Forderungen, das Recht auf Ar­
beit endlich in der Verfassung 
der BRD zu verankern, so etwas 
würde an der Substanz der frei­
heitlich-demokratischen Ord­
nung rütteln! Was ist das für eine 
Ordnung, die da so hochtönend 
„freiheitlich-demokratisch" ge­
nannt wird und deren Vertreter 
immer so lautstark von Men­

schenrechten sprechen? Ganz of­
fensichtlich eine Ordnung, in der 
Profit das Maß aller Dinge und 
der Mensch keine Größe ist, mit 
der man rechnen müßte. Auch 
daran zeigt sich ein weiteres Mal, 
daß es keine Freiheit, keine De­
mokratie an sich gibt und sich 
der Kern der Dinge nur enthüllt, 
wenn man fragt: Freiheit für wen 
- Demokratie für wen?
In der BRD, jüngstes Beispiel 
erst, haben die Gewerkschaften 
ihren Protest gegen den ständi­
gen Sozialabbau, gegen die Ren­
ten- und speziell gegen die soge­
nannte Gesundheitsreform deut­
lich artikuliert. Aber genützt hat 
das gar nichts! Diejenigen, die 
dort die Macht haben, haben das 
durchgesetzt, was für die Erhö­
hung und Steigerung ihrer Pro­
fite nötig ist! Der SPD-Politiker 
Verheugen erklärte dazu sarka­
stisch, es wäre deshalb redlicher, 
anstelle des Bundesadlers im 
Bundestag den Mercedesstern 
oder noch besser das Signet der 
Deutschen Bank anzubringen! 
Er hat recht: Denn die haben dort 
das Sagen.
Eine Aufgabe der ideologischen 
Arbeit besteht darin, diese offen­
sichtlichen Gegensätze, die 
manchmal im Tagesgeschehen 
untergehen, jedem immer wieder 
vor Augen zu führen und dafür 
die Fakten zu nutzen, die der ge­
wöhnliche Kapitalismus täglich 
liefert. Immer geht es dabei

darum, sie mit dem zu verglei­
chen, was bei uns schon so 
selbstverständlich ist, daß manch 
einer bereits glaubt, man brau­
che darüber gar nicht mehr zu re­
den!
Das heißt nicht, daß es bei uns 
auf diesem Gebiet keine Pro­
bleme gibt. Genosse Harry Tisch 
unterstrich in seiner Diskussions­
rede auf der 7. ZK-Tagung, ein 
Gewerkschafter zeichne sich da­
durch aus, daß er Schwierigkei­
ten rechtzeitig beim Namen 
nennt, aber auch selbst mit an­
packt, um sie aus dem Weg zu 
räumen.4 Berechtigte Interessen 
der Werktätigen zum Beispiel auf 
dem Gebiet der Arbeits- und Le­
bensbedingungen durchzusetzen 
und an geplanten Vorhaben auf 
diesem Gebiet keine Abstriche zu 
dulden verlangt Konstruktivität 
und gewerkschaftliche Hartnäk- 
kigkeit.
Bei allem benötigen die Gewerk­
schaftsfunktionäre - besonders 
die ehrenamtlichen - die tatkräf­
tige Unterstützung durch die Ge­
nossen, brauchen sie die politi­
sche Autorität der Parteiorgani­
sation.
Es geht besonders darum, den 
gewerkschaftlichen Mitglieder­
versammlungen als höchsten 
Gremien betrieblicher Gewerk­
schaftsarbeit überall das Ge­
wicht zu verleihen, das ihnen zu­
kommt. Gerade dort ist es Sache 
der Genossen, fußend auf ihren 
Kampfprogrammen, dem öffent­
lichen Meinungsaustausch über 
die wichtigsten Fragen des Be­
triebes Richtung zu geben und 
mit ihrem eigenen Beispiel dazu 
beizutragen, daß dort neue Initia­
tiven zur Leistungssteigerung in 
stetem Einklang mit der Verbes­
serung der Arbeits- und Lebens­
bedingungen beschlossen wer­
den. Das verlangt, in diesen Zu­
sammenkünften über alles offen 
zu reden, was die Werktätigen 
bewegt, ihre Meinungen und ihre 
Vorschläge sowie ihre Aktivitäten 
herauszufordern und verbindlich 
Wege zur Lösung anstehender 
Fragen festzulegen. Das heißt 
ebenso, sich offen mit Pflichtver-
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